Mietverträge unter Ehegatten und nahen Angehörigen


Überblick

Bei Mietverträgen zwischen fremden Dritten gibt es oft wenig Anlass für das Finanzamt genauer hinzusehen. Schließen jedoch Ehegatten oder nahe Angehörige einen Mietvertrag, wird dieser zur steuerlichen Anerkennung oftmals auf Herz und Nieren geprüft. Ursache ist, dass solche Gestaltungen oft einzig zur Reduzierung der Steuerlast durchgeführt werden und daher der Missbrauchsverdacht immer mit ausgeräumt werden muss.

Einkommensteuer

Grundsätzlich sind Verträge unter Ehegatten und nahen Angehörigen ebenso anzuerkennen wie Verträge unter Dritten. Auch Ehegatten und Angehörigen steht es frei, ihre Rechtsverhältnisse untereinander so zu regeln, dass sie steuerlich möglichst günstig sind. Die steuerliche Anerkennung des Vereinbarten setzt allerdings dreierlei voraus, nämlich dass die Verträge erstens zivilrechtlich wirksam zustande gekommen sind, zweitens inhaltlich dem zwischen fremden Dritten Üblichen entsprechen und drittens auch tatsächlich so durchgeführt werden wie bei fremden Dritten üblich. Die Verträge müssen mit anderen Worten einem sog. „Fremdvergleich“ standhalten.

Das Finanzamt will so ausschließen, dass es sich bei solchen Verträgen um Scheingeschäfte (§ 41 Abs. 2 AO) oder Gestaltungsmissbrauch (§ 42 AO) handelt, denen eine steuerliche Anerkennung zu versagen wäre. An den vom Steuerpflichtigen zu führenden Nachweis, dass es sich um ein ernsthaftes Vertragsverhältnis handelt, sind umso strengere Anforderungen zu stellen, je stärker man sich im rein privaten Bereich bewegt.

Fremdvergleich

Der Fremdvergleich dient als Indikator, ob Verträge rechtswirksam und mit üblichen Bedingungen geschlossen wurden oder ob sie eher privater Natur ohne natürliche Interessengegensätze sind.

In der Vergangenheit wurden vom BFH einige steuerschädliche Merkmale bei Mietverträgen aufgestellt, z.B.:

1. Die Höhe der Miete ist nicht einmal kostendeckend

2. Unklare Regelung der Mietzinsentrichtung einschließlich Betriebskosten

3. Keine klaren Vereinbarungen über die Nebenkosten

4. Der Mietvertrag betrifft eine leere Wohnung, tatsächlich wird aber eine möblierte Wohnung vermietet

5. Tatsächliche Mietzinsentrichtung entspricht nicht der im Mietvertrag vereinbarten

6. Auf einem „Familienkonto“ gehen andere „Einnahmen“ des Mieterehegatten ein, die ähnlich hoch sind wie die vereinbarte Miete

Nach neuerer Rechtsprechung legt der BFH Wert auf die „Gesamtheit der objektiven Gegebenheiten“ und ist damit etwas von der früheren sehr strengen Betrachtung abgerückt. Dabei kann einzelnen Beweisanzeichen je nach Lage des Falles im Rahmen der Gesamtbetrachtung eine unterschiedliche Bedeutung zukommen. Einzelne kleinere Mängel bei der Durchführung des Mietverhältnisses müssen somit nicht zwangsweise zur steuerlichen Nichtanerkennung führen.

Scheingeschäfte

Dies sind Verträge, die objektiv nur auf dem Papier existieren, z.B. Mietverträge bei denen die Miete nicht gezahlt wird oder vom Vermieter dem Mieter kurz vor der Mietzahlung zur Verfügung gestellt wird oder vom Vermieter kurz nach der Zahlung zurückerstattet wird.

Ein anderes Indiz für ein Scheingeschäft kann z.B. sein, dass der Mieter wirtschaftlich kaum in der Lage ist, die Miete aus eigenem Einkommen zu tragen.

Durchführungshinweise

Mietverträge sollten schon allein aus Beweiszwecken schriftlich abgeschlossen werden. Dabei sollten vor allem folgende Punkte beachtet werden:

1. Es muss eine klare Vereinbarung über den Mietgegenstand und die Zahlung der Miete geben. Bei der vereinbarten Miete sollte erkennbar sein, ob es sich um eine Kalt- oder Warmmiete handelt. Kann man einem Mietvertrag zwischen nahen Angehörigen nicht entnehmen, ob eine Warmmiete oder Kaltmiete vereinbart wurde, fehlt es an einer klaren und eindeutigen Bestimmung der Höhe der Miete als einer vertraglichen Hauptpflicht.

2. Es müssen klare vertragliche Regelungen über die Betriebskosten getroffen werden. Neben der Kaltmiete sollte dann im Mietvertrag die Höhe der Vorauszahlungen auf die Nebenkosten eingetragen werden. Außerdem sollten die Nebenkosten genau bezeichnet werden, die der Mieter tragen muss.

3. Es sollte vereinbart werden, dass die Miete monatlich per Überweisung auf ein Konto des Vermieters zu erfolgen hat.


Neben der Schriftform muss der Vertrag auch tatsächlich so wie vereinbart durchgeführt werden. U.a. sollten Miete und Nebenkosten tatsächlich per Überweisung gezahlt werden. Barzahlungen sind zu vermeiden. 

Der Mieter muss die Miete in der vereinbarten Höhe und zu den im Mietvertrag angegebenen Terminen zahlen und nicht in einem Monat weniger und in einem anderen Monat mehr oder regelmäßig verspätet. Fehlen abweichende vertragliche Regelungen zum Zeitpunkt der Mietzahlung, ist die Miete spätestens am dritten Werktag zu entrichten. Der Mieter sollte ferner wie vereinbart die Vorauszahlungen für die Nebenkosten regelmäßig zahlen, also nicht bloß die Kaltmiete überweisen. Über die Nebenkosten sollte jährlich abgerechnet werden. Bei hohen Nachzahlungen oder Erstattungen sollten diese ggf. angepasst werden.

Steuerliche Folgen bei Nichtanerkennung

Kommt man zu dem Ergebnis, dass ein Mietverhältnis unter Ehegatten oder nahen Angehörigen nicht steuerlich anzuerkennen ist, wird der Vertrag bei der Besteuerung nicht berücksichtigt. Zahlungen sind dann als private Zahlungen im Familienverbund anzusehen.

Somit wären beim Vermieter im Rahmen der Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung weder Mieteinnahmen zu versteuern, noch könnten Werbungskosten geltend gemacht werden. Der Mieter kann die Mietzahlungen ggf. nicht geltend machen.

HINWEIS

Dieses Dokument dient lediglich der Verschaffung eines groben Überblicks über das dargestellte Thema. Es kann eine einzelfallbezogene Beratung nicht ersetzen.

Mietverträge unter Ehegatten und nahen Angehörigen
Seite 1 von3

	
	


Mietverträge unter Ehegatten und nahen Angehörigen
Seite 3 von 3


